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Pfarrer selbst, fcdvch mit Vorbehalt deS Rechts des

Eigenthums der Parlicutaren Stifter und Klöster.

Keiner kann sich um eine Psarrey bewerben, er habe

dann ein Zeugniß der Wählbarkeit von dem zu errich-
tcnden Epaminationsralhe vorzuweisen.

In so fern es den Cantonen überlassen ist, über

die Zehndcn und ewigen Beschwerden zu verfügen, soll

der Cantonsrath die Loskaufssumme auf eine billige
und gerechte Weise festsetzen.

Schul« und Erziehungswesen. Jede
Psarrey hat wenigstens eine Gemeindsschule, jeder

Bezirk eine Bczirksschule, und am Hauptort des Can.
tons ist eine Ccntralschulanstalt. Der Cantonsrath er.
nennt den Schul, und Erziehungsrath.

M ed j ci n alw eseu. Der Cantonsrath ernennt
eine Anzahl Aerzte des Cantons, mit dem Auftrage,
den Entwurf zu einem Sanitätsrath zu machen.

Einführung der Cantonsbehörden.
Sie geschieht nach Anleitung diefts Entwurfes selbst,

und eine erste Versammlung von Cantonswahlmännern
ernennt den ersten Cantonsrath. r

Abänderung derCantonsverfa ssung.
Wenn der Cantonsrath oder die Mehrheit de Gemeinds.
Räthe Abänderungen oder Zusätze in der Cantonsvcr-
sassung nöthig finden so liegt der vorschlagenden Be-
Horde ob, der andern die Abänderungs- oder Zusatz-

Vorschläge zur Prüfung vorzulegen. In Zeit von 6

Wochen soll die eine oder andere die gemachten Vor-
schlage genehmigen oder verwerffen; im ersten Fall
sollen sie ivgleich der Regierung zum Einregistriren zuge.

sandt, im andern aber der vorschlagenden Behörde die

Verwerssung bekannt gemacht werden. Besteht im lez-

teren Fall die vorschlagende Behörde nach Verlauf
von ; Monaten dennoch auf ihrem Vorschlage, so

treten die Wahlmänner der 9 Cantonsbezirke am Haupt-
vrt ihrer Bezirke zusammen, und die Mehrheit dieser

9 Wahicorps entscheidet über die endliche Annahme
oder Verwerssung.

Die Tagsatzung des Cantons Lnzern wünschet sehn-

lichst, daß zur Vereinfachung des Geschäftsganges und

zur Erzielung einer unserm erschöpften Lande so nökhi-

gen Sparsamkeit das Richterliche mit der Verwaltung
m der Cantonsverfassung möchte vereinbart werden.

Auf dstesen Fall hin wären folgende Abänderungen
und Zusätze in der Verfassung nothwendig:

Die Eemeindsräthe unter dem Namen Gemeinds-
Gerichte würden die erste richterliche Instanz;

Die noch existirendcn Distriktsgerichte unter dem Na.
men Bezirksgerichte und auf sieben Mitglieder hcrabge.
sezt, die zweyte

Und ein aus 16 Gliedern bestehender Ausschuß ei«

nes Cantonsrathes von ;6 Gliedern, die dritte Instanz
ausmachen ; wo jedoch wichtigere Civil - und Criminal,
fälle dem ganzen Cantonscalhe vorbehalten wären. —
Sollte diesem lebhaften Wunsche von der helvetischen

Tagsatzung entsprochen werden, so würde sich die Can,
tonallagsatzung angelegen seyn lassen, die gegenseitigen
Verhältnisse der obgenannten Behörden näher zu ent«

wtkeln.

Gesetzgebender Rath, 4. August.
Präsident: G m ü r.

Folgende Botschaft wird verlesen:

B. Gesetzgeber! Ausgeschossene der CantonStagsat«

zung in Bern haben dem Vollzichungsrath die Frage
vorgelegt: Ob die absolute Stimmenmehrheit, welche
das Decret vom 2. Hcum. für die Ernennung in die
helvetische Tagsatzung vorschreibt, nach der Anzahl der
blos anwesenden oder aber aller ernannten Can»
tonsdeputirten berechnet werden soll, welches
leztern Ausdruckes sich der 6te Art. jenes Décréts bedient,

Sobald sich die Mitglieder einer Versammlung in
hinreichender Anzahl vereinigt finden, um gültige Ver«
Handlungen vornehmen zu können; so sollt« es keinem
Zweifel unterworfen seyn, daß bey Berechnung des

absoluten Stimmenmchrs nur allein die Anwesenden in
Anschlag kommen: denn ohne diese bisher allgemein
beobachtete Regel würde der Wille der Abwesenden
immerfort als der Minorität beytrettend vorausgesezt,
was doch eben so gut auf die entgegengesezte Weist
geschehen könnte. Der Vollz. Rath glaubt daher Ihnen
V> G. vorschlagen zu müssen, den 6ten Art. des Décréts
vom 2. Heum. durch die Erklärung zu ergänzen, daß
unter den ernannten Cantonsdcputirten nur allein die

anwesenden zn verstehen seyn. Dieses scheint ihm um
so mehr in dem Sinne des Gesetz-s zu liegen, da die
französische und italienische Ucberfttzungcn vollkommen
damit übereinstimmen. Ihnen B. G. kömmt es zu,
über diesen Gegenstand die möglichste Bestimmtheit zn
geben, und der Vollz. Rath steht Ihrer Entscheidung
hierüber unit desto größerm Verlangen entgegen, je
wichtiger es ist, die Verhandlungen der Tagsatzung in
ihrem Gange nicht aufzuhalten.

Ter Rath nimmt hierauf nach vorgegangener Be>



rathung und erklärter Dringlichk.it folgendes De»

sect an:
Der gehtzg. Rath

Auf die Botschaft des Vollziehungs » Raths vom

zten dieses Monats —

verordnet:
Der Art. 6 des Gesetzes vom 2. Heum. lezthin ist mit der

Erklärung ergänzt, daß unter den ernannten Cant.

Deputaten nur allein die anwesenden zu verstehen

seyn sollen.

Es wird eine Vorstellung von 6 Cantonsdeputirten

von Solorhurn vom zten d. verlesen, worinn sie erklä-

re i, daß in ihrer Versammlung am i. d. bey der Er.
nennung gewisser Personen zu der allgemeinen helsetis.

Tagsatzung, die Gesetze nicht befolgt worden seyen.

Diese Vorstellung wird an den Vovz. Rath gewiesen,

mit der Einladung, die Sache genau zu untersuchen,
den däriun beschuldigten Personen den Bericht mitzn-

theilen, ihre Gcgengründe abzufodern und. nach den

bestehenden Gesetzen darüber zu verfügen.

Die Constitutisns.Commißion räth, die Vorstellung
des Präfccturraths von Nhätien an den helvetischen Reg.

Commissar daselbst, gegen die Abreissung des Distrikts
Morst» von Bündten, für dermal zu den Acten zu legen,

weil derselbe schiklicher der zukünftigen Tagsatzung vor.
gelegt werden könnte. Dieser Antrag wird angenommen.

Man schreitet zu Wiederbesetzung der durch den Aus.
tritt des B. Herrenschwand erledigten Stelle, und der

B. D ev evey von Steffis C. Fryburg, gew. Mitgl.
des Senats, wird durch geheimes und absolutes Stim-
menmchr zum Mitgl. des gesetzgeb. Raths ernannt.

Am und 6. August waren keine Sitzungen.

Gesetzgebender Rath, 7. August.
Präsident: G m ü r.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Polizey-
Commißion gewiesen:

B- Gesetzgeber! Zufolge Ihrer Einladung vom 22. d.

Ihnen über die Abweisung des B. Rud. Eyer von Bern,
der um die Erlaubniß ansucht) ein Intelligenzblatt unter
dem Namen Anzeiger wöchentlich einmal heraus;»,

geben, nähern Bericht zu erlheilen, eröffnet Ihnen der

Vollz. Rath, daß er, da schon ein solches Blatt in

Bern vorhanden ist, und der Verleger desselben die

Verpsiichtung auf sich hat, die Publikationen derUe,
^ gierung und der Cantonsbehörden unentgeldlich vacim,

aufzunehmen, ein Gutachten der VerwaliungskaMmcr
über das Begehren des B. Eyer einziehen zu müchn
glaubte ^ aus welchem sich ergab, daß zwey solche Lo-
calblättcr nicht neben'einander bestehen könnten, und
besonders daß es dem Verleger des bestehenden Wo-
chenblatts unmöglich fallen würde, seine bisherigen Ver.
Pachtungen gegen die Regierungsbehörden noch ferner
zu erfüllen, wenn noch ein zweytes Blatt dieser Act
erlaubt würde. Dieses bewog den Vollz. Rath, den

B. Eyer mit seinem Begehren abzuweisen.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Consti,
tulions-Commißisn gewiesen:

B. Gesetzgeber! Die Ereignisse der Tagsatzmig des
Cantons Bern vom 1. und 2. Aug. sind Ihnen bekannt.
Die Weigerung voy 8 Mitgliedern derselben, den durch
das Gesetz vorgeschriebenen Eid zu leisten, haben eine
Spaltung veranlaßt, die die Entfernung von eben so

vielen Dcputirlen auS der Cantonslag'atzung und dem
Distrikt Bern den Verlust seiner Repräsentation nach
sich gezogen hat.

Die Wahlmänner von den fünf Landgemeinden dieses

Distrikts bitten nun in beyliegender Zuschrift, sie der»

Ungehorsam der Stadtdeputirten nicht entgelten zu lass
sen, und ihnen zu gestatten, ihren Antheil der Distrikts-
deputirten von Bern, ehe die Cantonstagsayung. und
ihre Geschäfte beendigt sind, nach Vorschrift bestehen-

der Gesetze zu erwählen.

Der Vollz. Rath, ob er gleich dieses Begehren auf
Recht und Billigkeit gegründet fand, wollte doch m
dasselbe nicht eintretten, indem er Sie allein B. G.
für befugt hält, über Ansprüche dieser Art zu entichez,
den. Er beschränkt sich daher Ihnen nebst den Acten,
welche die Vorfälle der bernersthen Tagsatzrmg vom
und 2. d. beleuchten, die Petition der gedachten Be-
zrrkswahlmänner vorzulegen, und Sie einzuladen, einen-

für dsn vorliegenden Fall sowohl als für ähnliche Ne-
clamationen, die aus andern Distrikten des Cantons
Bern kommen Inögen, anpassenden Entscheid zu nch-
men, und hiezu um so mehr ohne alle Zögerung zt,
schreiten, ie mehr die Umstände die möglichste Beschien-
nigung erheischen.

D-r Voll;. Rath zeigt durch eine Botschaft an, daß
er über den Dccrelsvorchlag, die HeuralhsbewilliPMH
des V. Peter Ry; betreffend, nichts zu bemerken hà
Die ste Berathung wird vertaget.



— fso

Die Finanz-Commißion erstattet ein Gutachte».über
die wiederholte Vorstellung der Gemeinden Knonau und

anderer im Distrikt Metmenstette» C. Zürich/ gegen

tue Bezahlung des sogenannten Voglhabers, welches

fur ; Tage auf den Canzleytisch gelegt wird.
Auf den Antrag der gleichen Commißion wird fol-

gende Botschaft an den Vollz. Rath angenommen:
Der gefetzgeb. Rath theilt Ihnen B. V R. die Be-

schwerde der Gemeindskammer von Zürich über zwey
Beschlüsse des Vollz. Rath mit/ vermöge welcher u»ge.
achlet der Eigenthumsanfprüche dieser Gemeinde/ das

Schloß Khburg zu einer allgemeinen Zuchthausanstalt

eingerichtet werde. Sie B. V. R. belieben dem gesctzg.

Rath Ihren Bericht darüber nebst einer Abschrift Jh.
res Beschlusses vom 15. April lezthin/ zur weiter» ge-

fttziichen Verfügung zukommen zu lassen.

> Der dießfällige Bericht der Fin. Com. ist folgender:

B. Gesetzgeber! Das Schloß Kyburg im Canton

Zurich ist eine von denjenigen Besitzungen der vormali-

gen Regierung von Zürich/ welche von der dortigen
Gem. Kam. zu Händen der Stadt angesprochen werden.

Ais es daher um'die Veräusseruug dieses Schlosses

zu thu» war/ langte die Gemeindskammer von Zürich
mit Vorstellungen dagegen ein/ und die Folge davon

war/ daß.mit'Versteigerung desselben eingehalten ward.

Nach der Hand aber beschloß der Vollz. Rath/ dieses

weitläustige Gebäude zu einer Zucht, und Avbeitanstalt

einrichten zu lassen. Gegen diese Verfügung aber/ von

der d,e zürchersche Gemeindskammer hielt/ daß sie dem

Gebäude zum großen Nachtheile gereichen würde/ langte

dieselbe ebenfalls mit Vorstchungen ein; allein umsonst/

denn die. Verwaltungskammer wurde aufs neue beauf.

tragt/ den frühern Beschluß in Vollziehung zu setzen.

Die Motive dieses zweyten Beschlusses sind: Daß es

von keiner Veräusscrung/ sondern nur von einer Be«

Nutzung die Rede sey; daß der Werth des Schlosses

durch den vorhabenden Gebrauch keineswegs geschmä-

lcrt, sondern vielmehr durch die vorzunehmenden Repa-
rationen werde erhöhet werden / und indlich / daß die

Regierung befugt sey/ bis Austrags Handeis über die

Benutzung solcher Besitzungen zu verfügen.

Diese Motive konnten die Gemeindskammer von

Zürich keineswegs von der Unbcgründniß ihrer Förde»

rung überzeugen. Sie wendet sich daher an Sie B. G.
und wüllicht nun von Ihnen zu erhalten/ was sie bey

der Vollziehung vergebens nachgesucht halte. Sie un.
terstüzt auch dieses ihr Begehren mit mehrern wichtigen
Gründen. (Die Fortsetzung folgt.)

Vollziehungsrath.
Beschluß vom 28. August.

Der Vollziehungsrath — In Erwägung, daß die
Einführung der Visa nicht in allen Cantonen zugleich,
sondern in einigen, vorzüglich in den italienischen erst
sehr spät hat geschehe» können, und es hingegen noth,
wendig ist, für den fatalen Termin einen allgemeinen
und gleichförmigen Zeitpunkt zu bestimmen;

beschließt:
r. Alle durch das Gesetz vom 17. Dec. dem Visa

unterworfene, aber noch nicht wirklich bestimmte alte
Schuldtitel, können bis und mit dem zosten künftigen
Herbstmonat vistrt werden, von diesem Tage an ist es

sowohl den Distriktsstatthaltcrn als den Gcrichtsschrei.
ber» bey ihrer Verantwortlichkeit untersagt, dem ersten
für dergleichen Schuldtitel Visascheine auszustellen, und
dem lezlern selbe zu visteen.

-. Alle Gerichte in Hclvetien sollen die Visa derjieni»
gen Schuldtitel) welche bis den bemeldten ;o. Herbstm.
vistrt worden sind, als gültig anerkennen.

;. Alle übrigen in dem Gesetz vom 17. Dec. igoa
und 7. Jan. -gor und dem Beschlusse vom 10. Febr.,
in Rüksicht der Visa enthaltenen Verfügungen, bleiben
unverändert.

4- Dieser Beschluß soll gedrukt, allgemein bekannt
gemacht, und dem Finanzminister zur Vollziehung über,
geben werden.

Folgen die Unterschriften.

Beschluß vom 28. August.

Der Vollziehungsrath — Nach angehörtem Bericht
seines Ministers des öffentlichen Unterrichts über da»
Begehren der Erziehungsräthe mehrerer Cantone, daß
der ste Art. des Beschlusses vom 4. Dec. 1800 zu
Gunsten der Landschulmeister abgeändert werden möge;

beschließt:
1. Obigem Ansuchen sey folgendermaßen entsprochen:
s. Das Minimum der Besoldung für Landschullehrcr

wird nebst freyer Behausung auf ioo Franken gesezt.

Die fernere Erhöhung dieses Gehalts, die Art
und Weise der Beziehung, so wie die Entrichtung in
Geld oder einem Aequivalent, soll dem Erziehungsräthe
jedes Cantons mit Berathung der resp. Munizipaliläte»
überlassen seyn.

4. Der Minister des öffentlichen Unterrichts wird
die Bekanntmachung dieses Beschlusses besorgen.

Folgen die Unterschriften.
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